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Die Darstellung der Grenzen und Bezeichnungen 

der Flurstücke stimmen innerhalb des Geltungs 

bereiches des Bebauungsplanes mit dem Liegen- 

überein. 
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Zeichenerklärung 

1. Art der baulichen Nutzung 
§9(1) 1 BBauG und §§1-11 BauNVO 

1.1 Allgemeines Wohngebiet 
§ 4 BauNVO WA 

2. Maß der baulichen Nutzung 
§9(1) BBauG und § 16 BauNVO 

2.1 Geschoßflächenzahl z.B. 

2.2 Grundflächenzahl z.B. 

2.3 Zahl der Vollgeschosse z.B. 
als Höchstgrenze 

2.3.1 anrechenbares DachgeschoB z.B. 

2.4 Nutzungsschablone 

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
§ 9 (1) 2 BBauG und §§ 22 und 23 BauNVO 

3.1. Offene Bauweise 

nur Einzel- und Doppel- 
häuser ZUlÖBBlg 

sh. schriftl. Fests. 1.2.1 

3.2 Baugrenze 

♦ D 

va*ki*t Z*M a *•»- 

4. Verkehrsflächen 
§9(1) 11 BBauG 

4.1 Straßenverkehrsflächen Gehweg 
Fahrbahn 

4.2 Straßenbegrenzungslinie, 
auch gegenüber Verkehrs- 
flächen besonderer Zweck- 
bestimmung 

4.3 Bestehende Grenze der Orts- 
durchfahrt 
.nachrichtlich« Übernahm«" 

k OD A 

4.4 Höhenlage der anbaufähigen Verkehrsflächen 
§ 9 (2) BBauG 

Höhe des Tangentenschnitt- z.B 
Punktes der Gradiente (m ü.NN) 

Ausrundungshalbmesser z.B 

Höhe der Gradiente (m ü.NN) z.B 

TS-262.01 
R -500 

261.92 

Gefällbrechpunkt mit An- z.B 0.3'/. 
gäbe der Neigung (^7äU''Cfällt 

proj. Staßenhöhe z.B 1261.101 

5. Vorkehrungen zun Schutz vor Um- 
welteinwirkungen 
§ 9 (1) 24 BBauG 

5.1 Objektbezogener Schall- 
schutz 
sh. schriftl. Fests. 1.6 

Lsin M 

6. Sonstige Planzeichen und Festsetzungen 

6.1 Von der Bebauung freizu- 
haltende Grundstücke 
§ 9 (1) 10 BBauG 

6.2 Mit Geh-, Fahr- und Leitungs- 
recht zu belastende Flächen 
§ 9 (1) 21 BBauG 
sh. schriftl. Fests. 1.5 

6.3 Flächen für Aufschüttungen, 
Abgrabungen und Stützmauern, 
soweit sie zur Herstellung des 
Straßenkörpers erforderlich 
sind 
§ 9 (1) 26 BBauG 

Aufschüttung 

Abgrabung 

6.4 Höhenlage baulicher Anlagen 
§ 9 (2) BBauG 

6.4.1 Höhenlage der FOK des ersten 
VollgeschoßeB, bezogen auf 
das Gelände 
sh. schriftl. FestB. 1.9 

6.5 Umgrenzung von Flächen zum An- 
pflanzen von Bäumen und Sträu- 
chem 
§ 9 (1) 25 a BBauG 
Bh. schriftl. Fest. 1.7 

6.6 Grenze des räumlichen Geltungs- 
bereiches des Bebauungsplanes 
§ 9 (7) BBauG 
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Schriftliche Festsetzungen 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen 
§9(1) BBauG und BauNVO 

1.1 Art der baulichen Nutzung 
§ 9 (1) 1 BBauG 

1.1.1 Allgemeines Wohn- Ausnahmen nach § 4 (3) 1-5 BauNVO 
gebiet sind gemäß § 1 (6) BauNVO nicht 
Ausnahmen Bestandteil des Bebauungsplanes 
§ 4 BauNVO und daher nicht zulässig. 

1.2 Bauweise, die überbaubaren 
und nicht überbaubaren Grund- 
stücksflächen, sowie die 
Stellung der baulichen An- 
lagen 
§ 9 (1) 2 BBauG 

1.2.1 Offene Bauweise Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 
Einzel- und BauNVO mit Grenzabstand als Ein- 
Doppelhäuser zel- und Doppelhäuser. 

1.3 Flächen für Stellplätze und 
Garagen sowie ihre Einfahr- 
ten auf den Baugrundstücken 
§ 9 (1) 4 BBauG 

1.3.1 Anordnung der 
Garagen 

Der Abstand zwischen Garagentor 
und Hinterkante Gehweg muß 
mindestens 5 m betragen. 

1.8 Flächen für Aufschüttungen 2.3 
Abgrabungen und Stützmauern, 
soweit sie zur Herstellung 
des Straßenkörpers erforder- 
lich sind 
§ 9 (1) 26 BBauG 

Einfriedigungen 
§ 73 (1) 5 LB0 

2.3.1 Gestaltung der 
Einfriedigung 

1.8.1 Böschungen und Zun Ausgleich von Höhenunterschie- 
Stützmauern den zwischen Verkehrs- und angren- 

zenden Grundstücksflächen sind auf 
letztgenannten Böschungen im Nei- 
gungsverhältnis von mind. 1:1,5 
anzulegen (dieae Flächen sind im 
Plan dargestellt). Von den Nut- 2.3.2 Mauern u. Pfeiler 
zungsberechtigten können diese Bö- 
schungen durch Stützmauern ersetzt 
werden. 
Zur Herstellung des Straßenkörpers 
sind an öffentliche Verkehrsflä- 2.3.3 Stützmauern 
einen angrenzenden Grundstücken un- 
terirdische Stützbauwerke entlang 
der Grundstücksgrenze in einer 
Breite bis 50 cm und einer Tiefe 
bis 70 cm erforderlich und von den 
Angrenzern zu dulden. 

Als Einfriedigung zulässig: 

Sockel aus Naturstein oder Beton 
max. 0,30 m 
Holzzäune 
Gesamthöhe max. 1,0 m 
Heckenhinterpflanzung mit nur 
heimischen Gehölzen 
Höhe max. 1,5 m 

Nur zur Befestigung von Eingangs- 
- oder Einfahrtstoren sowie zur 
Unterbringung von Mülltonnen ge- 
stattet. 

Werden an Straßeneinschnitten 
Stützmauern notwendig, so darf 
deren Höhe nicht mehr als 0,50 m 
betragen. Das Gelände ist in das 
Baugrundstück anzuböschen( Nei- 
gung max. 30 Grad ) 
Die Mauern sind im Gefälle der 
.Straße zu erj-ichten. 

1.9 Höhenlage baulicher 
Anlagen 2.4 Ordnungswidrigkeiten 
§ 9 (2) BBauG § 74 LBO 

1.9.1 Höhenlage, bezogen Für die Höhenlage ist das natür- 
auf das Gelände liehe Gelände im jeweiligen Be- 
Wohngebäude reich maßgebend. 

Die Höhenlage des Gebäudes wird, 
bezogen auf die Fußbodenoberkante 
des Erdgeschosses, durch den Ab- 
stand (h) zur festgelegten,im Mit- 
tel gemessenen, Geländeoberfläche 
angegeben. 

1.9.2 Firsthöhe Die Firsthöhe H des Gebäudes wird 
Wohngebäude mit 9.5 m festgelegt. Als Bezugs - 

höhe gilt die im Bereich des 
Firstes festgelegte im Mittel ge - 
messene Geländehöhe. 

2.4.1 Ordnungswidrigkeit Ordnungswidrig im Sinne § 74 LBO 
handelt, wer den Festsetzungen der 
hiermit nach § 73 LBO erlassenen, 
örtlichen Bauvorschriften zuwider- 
handelt. 

1.4 Die Grundstücke, die von 
der Bebauung freizuhalten 
sind und ihre Nutzung 
§ 9 (1) 10 BBauG 

1.4.1 Sichtwinkel Die Sichtfelder an den Straßenein- 
mündungen sind von jeder sichtbe- 
hindernden Nutzung und Bepflanzung 
frsizuhalten. Sträucher, Hecken 
und Einfriedigungen dürfen eine 
Höhe von 0,70 m über Fahrbahn 
nicht überschreiten. 

1.5 Flächen, die mit Geh-, 
und Leitungsrechten zu 
lasten sind 
§ 9 (1) 21 BBauG 

Fahr- 
be - 

1.5.1 Geh-, Fahr- und Die im Plan mit Leitungsrecht be- 
Leitungsrecht zeichnete Fläche ist zu belasten 

mit : 

a) Leitungsrecht für die Verlegung 
von Ver- und Entsorgungsleitun- 
gen zugunsten der Gemeinde 

1.6 Zu treffende Vorkehrungen 
zur Vermeidung oder Ver- 
minderung schädlicher Um- 
welteinwirkungen 
§ 9 (1) 24 BBauG 

1.6.1 Schallschutz durch In den mit Planz.5.1 dargestell- 
Schalldämnung von ten Abschnitten sind folgende 
Außenbauteilen Schallschutzmaßnahmen in den ent- 

spechenden Pegelbereichen gemäß 
DIN 4109 Teil 6, Fassung 1979 am 
Objekt vor Aufenthaltsräumen zu 
treffen: 

Spalte 1: 
Lärmpegelbereich 

5palte 2: 
Maßgeblicher Außenlärmpegel tags- 
über in dB(A). 

Spalte 3: 
bewertetes Schalldämm-Maß für Aus- 
senbauteile in dB. 

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
§ 73 und 74 LBO 

2.1 Äußere Gestaltung bau- 
licher Anlagen 
§ 73 (1) 1 LBO 

2.1.1 DachfDrm Satteldach 

2.1.2 Dachneigung 30 - 45 Grad 

2.1.3 Dachdeckung rot bis dunkelbraun 

2.1.4 Dachausbildung Der Schnittpunkt der Außenwand mit 
der Sparrenoberkante darf max. 

bis 45 Grad Dachneigung 3,30 m, 
bis 38 Grad Dachneigung 3,50 m, 
bis 30 Grad Dachneigung 3,70 m 

über der Fußbodenoberkante des 
Erdgeschoßes liegen. 
Für zurückspringende Gebäudefluch- 
ten, deren Länge nicht mehr als 
2/5 der Gesamtgebäudelänge be- 
trägt, entfällt diese Beschränkung 

Dachaufbauten dürfen ein Drittel 
der zugehörigen Gebäudelänge nicht 
überschreiten. 

Traufe, First und Ortgang an Sat- 
teldächern dürfen durch Dachauf- 
bauten, Dacheinschnitte, liegende 
Dachfenster nicht aufgelöst wer- 
den; der Abstand dieser Bauteile 
von First und Traufe muß - in der 
Dachfläche gemessen - mind. 1,0 m 
und zum Ortgang mind. 2,0 m betra- 
gen. 
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RHEIN-NECKAR-KREIS 

Gemeinde 
Gaiberg 

Bebauungsplan 
Maßstab 

1:500 
Streitickir und Kleinfeld 

Rechtsgrundlage 

Aufgrund der §§ 1, 2, 2a, 8 und folgende des Bundesbauge- 
setzes (BBauG) vom 18.B.1976 (BGBl. I S. 2256, berichtigt 
S. 3617), geändert durch das Gesetz zur Beschleunigung von 
Verfahren und zur Erleichterung von Investitionsvorhaben 
im Städtebaurecht vom 6.7.1979 (BGBl. I S. 949), der Ver- 
ordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Bau- 
nutzungsverordnung - BauNVO des Bundesministers für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau) ln der Fassung vom 
15.9.1977 (BGBl. I S. 1763) und des § 4 der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberq (GO) in der Fassung vom 03.10.1983 
(GBl. 1983 S.577I in Verbindung mit den §§ 73 und 74 der 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 
vom 26.11.1983 (GBl. 1983 S. 770 ). 

Planzeichen gemäß 
§§ 1, 2 u. 3 P1ZV0 v. 30.7.81 
BGBl. 1 S. B33 

Spalte 4: 
bewertetes Schalldämm-Maß für Fen- 
ster und Fenstertüren in dB. 

Spalte 5: 
Mindestgewicht bauakustisch ein- 
schaliger Wände und Dächer. 

1 2 3 4 5 

dB(A) R w in dB kg/tjn 

Dächer auf Dachaufbauten müssen in 
des Hauptdach eingebunden werden. 
Sie dürfen kein zum Hauptdach ge- 
genläufiges Gefälle haben. 

Liegende Dachfenster dürfen in der 
Fläche nicht größer als 1,5 gm 
sein. Sie sind auf Dachaufbauten 
nicht zulässig. 

Die Rahmen von liegenden Dachfen- 
stern sind der Farbtönung der 
Dacheindeckung anzugleichen. 

II 56 - 60 35 30 100 

III 61 - 65 40 35 150 

1.6.2 Schallschutz durch 
Berücksichtigung 
bei der Grundriß- 
gestaltung 

Schlafräune sind von den Lärmguel- 
len der L 600 abgewandten Seite 
hin anzuordnen. 

1.7 Pflanzgebot 
§ 9 (1) 25 BBauG 

1.7.1 Pflanzstreifen Der durch Planzeichen Nr. 6.5 ge- 
kennzeichnete Streifen ist zu er- 
halten bzw. mit standortgerechten 
Obstbäunen neu zu bepflanzen. 
Mindestens 3 Bäume pro ar. 

2.2 Gestaltung der unbebauten 
Flächen der bebauten Grund- 
stücke 
§73 (1) LBO 

2.2.1 AU3enanlagen 

2.2.2 Auffüllungen u. 
Abgrabungen 

Die unbebauten Flächen der bebau- 
ten Grundstücke sind gärtnerisch 
anzulegen. 

Mit Ausnahme der Flächen umittel- 
bar am Gebäude ( Abstand 5,0 m ) 
sowie darüberhinauB an das Stras- 
senniveau, sind die Baugrundstücke 
auf den gegebenen natürlichen Ge- 
ländeverhältnissen zu belassen. 

Aufschüttungen und Abgrabungen von 
mehr als 0,75 m Höhenunterschied 
gegenüber dem natürlichen Gelände 
sind abweichend von § 52 (1) 17 
LBO genehmigungspflichtig. 

Verlahrensvermerke 

Die Gemeinde hat die Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen 

Bekanntmachung 

Der AufstellungsbeschluB für den Bebauungsplan wurde ge- 
mäß § 2 (1) BBauG ortsüblich bekanntgemacht 

Die Gemeinde hat die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung gemäß § 2a BBauG öffentlich dargelegt 

Nach der Bürgerbeteiligung und der Anhörung der Träger 
öffentlicher Belange hat der Gemeinderat dem Entwurf zu- 
gestimmt 

Der Entwurf dieses Bebauungsplanes mit beigefügter Be- 
gründung hat nach ortsüblicher Bekanntmachung für die 
Dauer eines Monats gemäß § 2a (6) BBauG ausgelegen 

nach § 2a (7) BBauG Fristablauf 

Satzung 

Die Gemeinde hat den Bebauungsplan gemäß § 10 BBauG 
nach Prüfung der vorgebrachten Bedenken und Anregungen 
als Satzuna beschlossen 

Gtiiberg den^&AUQ.ISS4 
Der Bürgermeister l y. TfK-Xfv^ 


